
Beschlussvorlage 

Vorlage Nr.: X/87 Gvo/Gv 

Erstellt am: 04.04.2014 

Fachbereich: Bauamt 

Verfasser: Karl Deschl 

Aktenzeichen: 090101 

 

 

TOP: Sachlicher Teilplan Erneuerbare Energien des Regionalplans Südhessen; 

Beteiligung der Öffentlichkeit und der in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen 

nach § 6 Abs. 2 und 3 HLPG in Verbindung mit § 10 ROG; 

hier: Stellungnahme der Gemeinde Abtsteinach zum Planentwurf einschließlich 

Begründung und Umweltbericht 

 

 

Beratungsfolge: 

 

Gremium Sitzungsdatum Status Zuständigkeit 

 Gvo 01.04.2014 nicht-öffentlich Beschlussempfehlung 

Bauausschuss 08.04.2014 öffentlich Beschlussempfehlung 

 Gv 11.04.2014 öffentlich Beschlussfassung 

    

 

 

 

 

 

Beschlussvorlage für die Gemeindevertretung zur Sitzung am 11.04.2014 

 

Erläuterung: 

 

Im Zuge des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens zum Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien des 

Regionalplans Südhessen wurde unsere Gemeinde mit Schreiben vom 02.04.2014 beteiligt und um 

Stellungnahme aus Sicht der von uns wahrzunehmenden Belange gebeten. 

 

Die Gemeinde Abtsteinach steht den Grundsätzen der Regionalplanung hinsichtlich der 

Nutzung der regenerativen Energien grundsätzlich positiv gegenüber. 

Dies wird schon dadurch deutlich, dass die Gemeinde die Themenbereiche regenerative 

Energienutzung und Energieeffizienz seit langem in unserer Gemeinde berücksichtigt und aktiv 

begleitet. 

 

Von herausragender Bedeutung im Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien ist das Thema 

„Windenergie“. 

 

Grundsätzlich wird daher begrüßt, dass im Zuge der Aufstellung des Sachlichen Teilplans 

Erneuerbare Energien des Regionalplans Südhessen nun „Vorranggebiete für 

Windenergienutzung“ dargestellt werden, die gleichzeitig eine außergebietliche Ausschlusswirkung 

haben. 

 

 

 



Im vorliegenden Entwurf befinden sich folgende Vorrangflächen im Gemarkungsbereich der 

Gemeinde Abtsteinach: 

 

Vorranggebiet Nr.   Flächengröße 

26     17,30 ha 

 

Der Entwurf des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien sieht für den Gemarkungsbereich der 

Gemeinde Abtsteinach also eine Vorrangfläche mit einer Gesamtgröße von 17,3 ha für eine Bebauung 

mit Windkraftanlagen vor. Dies entspricht rund 1,6 % unserer Gesamtgemarkungsfläche von 1.100 ha. 

Im Landesentwicklungsplan ist als Ziel vorgegeben, dass 2% der Landesfläche als Vorranggebiet für 

Windenergienutzung ausgewiesen werden sollen. 

 

Die Darstellung des vorgenannten Vorranggebietes steht jedoch im Widerspruch zu den 

Entscheidungen der Gemeindevertretung der Gemeinde Abtsteinach vom 19.10.2001 und 17.02.2012, 

auf die Ausweisung von Vorrangflächen in Abtsteinach zu verzichten.  

Die Begründung hierzu war die relative Nähe möglicher Windkraftanlagen auf dem Abtsteinacher 

Gemeindegebiet zur Wohnbebauung und die Absicht der Gemeinde Wald-Michelbach ein 

Vorranggebiet am Stillfüssel in der Nachbargemarkung Siedelsbrunn auszuweisen, an dem man sich 

möglicherweise beteiligen wolle. 

 

Hiermit soll u. a. dem Wildwuchs von Windkraftanlagen und der völligen Veränderung der 

Kulturlandschaft des Odenwaldes als Bestandteil des UNESCO Geoparks Bergstraße-Odenwald 

wirkungsvoll entgegentreten werden. Diese Beschlussfassung erfolgte auch vor dem Hintergrund, dass 

die Rechtskraft des Regionalplans nicht zeitnah erfolgen wird, derzeit ist mindestens von dem Jahr 

2016 auszugehen. 

 

In den bisherigen Äußerungen des RP Darmstadt wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass es das 

Ziel des Regierungspräsidiums ist, die Flächenausweisungen im Sachlichen Teilplan Erneuerbare 

Energien möglichst im Konsens mit den betroffenen Kommunen zu gestalten. Nach dem vorliegenden 

Entwurf des sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien scheint dies aber nur eine Phrase zu sein. An 

dieser Stelle sieht die Gemeinde Abtsteinach noch erheblichen Abstimmungsbedarf, da die hier 

geplante Ausweisung von Vorbehaltsflächen im Regionalplan den gemeindlichen 

Planungsvorstellungen erheblich entgegen läuft. 

 

 Im vorgenannten Teilplan sind neben der Ausweisung des Vorranggebietes Nr. 26 auf der Gemarkung 

Abtsteinach, noch drei weitere Vorrangebiete in unmittelbarer bzw. relativer Nähe mit erheblicher 

Blickwirkung auf unsere Gemeinde ausgewiesen. 

 

Vorranggebiet Nr.   Flächengröße 

24    358,10 ha 

25    495,10 ha 

26 a    15,60 ha 

 

Die Darstellung der enthaltenen „Vorranggebiete für die Windenergienutzung“ Nr. 24 und 26a mit 

einer Größe von 373,7 ha werden vollumfänglich abgelehnt. 

 

Für das Gebiet Nr. 25 wird nur die Vorrangfläche "Stillfüssel" mit einer Größe von rund 145 ha 

befürwortet, die südlich dargestellte Fläche des Vorranggebietes Nr. 25 mit einer Restfläche von 350,1 

ha wird ebenfalls abgelehnt. 

 

 

 

 



Rechnet man nur 1 Windkraftanlage auf 10 ha Fläche (Entwurf S. 25 - 3 WKA/10 ha) so wären dies 86 

Anlagen die in unserer unmittelbaren Nachbarschaft errichtet werden könnten. Eine solche 

Konzentration und Massierung von Windkraftanlagen kann mit den gemeindlichen 

Planungszielen und den gemeindeübergreifenden Schutzzielen nicht in Einklang gebracht 

werden. 

 

Im Hinblick auf Landschaftsschutz, Immissionsschutz, Naherholung, 

Gesundheitsschutz etc. führen die Windparks zu erheblichen Beeinträchtigungen. 

Aspekte, wie Landschaftsbildbeeinträchtigung, Flächenverbrauch, Schattenwurf, 

Geräuschimmissionen und gesundheitliche Belastungen für die Betroffenen Bürgerinnen und 

Bürger unserer Gemeinde spielen in diesem Zusammenhang eine gewichtige Rolle. 

 

Bei den Vorranggebieten Nr. 24 und 25 führen die gravierenden Größen- und 

Breitenunterschiede dazu, dass die beiden Ortsteile Ober- und Unter-Schönmattenwag 

der Gemeinde Wald-Michelbach sprichwörtlich „eingemauert“ würden. Daher würden 

Windkraftanlagen auf beiden Höhenrücken aufgrund ihrer Höhe sowie der ständigen Drehbewegung 

der Rotoren bzw. Flügel eine optisch bedrängende Wirkung auf die beiden Ortsteile entfalten und 

damit auch gegen das bauplanungsrechtlich verankerte Gebot der Rücksichtnahme verstoßen. 

 

Um die Auswirkungen auf Mensch und Umwelt in einem vertretbaren Rahmen zu halten und 

auch zum Schutz des Landschaftsbildes einschließlich der Erholungsfunktion der Landschaft ist ein 

Abstand zwischen möglichen Windparks untereinander von min. 10.000 m anzustreben. Bei 

Einhaltung solcher - unseres Erachtens zwingend erforderlichen - Mindestvorgaben würden sich die 

Vorranggebiete gegenseitig ausschließen, da diese sämtlich in einem Abstandsbereich zwischen den 

angestrebten 10.000 m liegen. 

 

In diesem Sinne fordern wir, dass Abstandsregelungen von min 10.000 m zwischen Windparks 

untereinander festgelegt und berücksichtigt werden.  

Es wird höchste Zeit, dass solche für die Menschen elementaren Festlegungen getroffen werden und 

nicht nur immer wieder von der Notwendigkeit solcher Vorgaben gesprochen wird. 

 

Neben den „harten“ Ausschlusskriterien müssen aus der Sicht der Gemeinde Abtsteinach der Belang 

„Schutz des Landschaftsbildes und der Erholungsfunktion der Landschaft“ bei der Abwägung eine 

entscheidende Rolle beigemessen werden. 

 

Auch der Landesentwicklungsplan Hessen 2000 mit der Änderung des Landesentwicklungsplans 

– Vorgaben zur Nutzung der Windenergie – vom 27.06.2013 weist explizit auf die hohe 

Bedeutung des Geo-Naturparks Bergstraße-Odenwald unter Ziffer 6.5.1.2 Schutzgut „Landschaft“ hin. 

Grundsätzlich kann festgestellt werden, dass die Gebietskulisse des Geo-Naturparks von 

Windenergieanlagen frei bleiben sollte.  

 

Bei dem Gebiet des Geo-Naturparks Bergstraße-Odenwald handelt es sich um eine naturnahe, 

erdgeschichtlich und kulturhistorisch bedeutsame Landschaft. 

Auf Grund dieser besonderen Situation wurde die Region des Geo-Naturparks von der UNESCO als 

globaler Geopark ausgezeichnet. Diese außergewöhnlich hohe Auszeichnung verpflichtet, das 

naturräumliche und kulturelle Erbe zu bewahren und den Tourismus in dieser Region zu fördern.  

Wir weisen daraufhin, wie bedeutsam der Tourismus – und in diesem Zusammenhang 

das Landschaftsbild sowie das Naturinventar – zu sehen und zu bewerten ist. Auch und gerade im 

Kernbereich des Odenwaldes ist diesem Kriterium eine besondere Bedeutung beizumessen. 

 

 

 



Im Hinblick darauf sind weite Teile dieses Landschaftsraumes außerhalb der Abstandsflächen zu den 

Siedlungslagen als Standort für Windkraftanlagen schon deshalb kritisch, weil sie 

zusammenhängend bewaldet sind. Dies stellt nicht nur eine Schwierigkeit der wegemäßigen 

Erschließung mit all ihren Begleiterscheinungen dar, sondern es hätte zur Folge, dass erhebliche 

Waldflächen gerodet werden müssten. 

Eingestreut sind zwar einzelne Freiflächen vorhanden, dennoch weisen viele Bereiche aufgrund der 

natürlichen Gegebenheiten und Ausstattung, neben der naturschutzfachlichen Bedeutung und der 

Fernwirkung, auch ein hohes Maß an Erholungseignung auf. 

 

Aber auch wir wissen, dass der Odenwald seinen Beitrag im Rahmen der Erneuerbaren Energien 

leisten muss. Deshalb befürwortet die Gemeinde Abtsteinach die Windenergienutzung und steht der 

Ausweisung des Standortes Stillfüssel in der reduzierten Form und der Ausweisung anderer geeigneter 

Standorte grundsätzlich positiv gegenüber. 

 

Wir erachten es jedoch gleichfalls für unabdingbar, dass sich die Windenergieanlagen in ein 

Gesamtbild der Gemeinde und des gesamten natürlichen Umfeldes auch über die 

Gemeindegrenzen hinweg einfügen müssen. Einer zügellosen und ungeordneten Verspargelung des 

Odenwaldes werden wir in aller Entschiedenheit entgegentreten. 

 

Wir beantragen nachdrücklich, dass unsere vorgenannte Stellungnahme zum Sachlichen 

Teilplan Erneuerbare Energien ihre Berücksichtigung findet. 

 

Für das weitere Anhörungs- und Offenlegungsverfahren zum Sachlichen Teilplan Erneuerbare 

Energien des Regionalplans Südhessen behalten wir uns vor, weitere Untersuchungen und Argumente - 

unter Hinzuziehung von fachlicher sowie juristischer Unterstützung - nachzureichen. 

 

 

Es wird um Beratung und Beschlussfassung gebeten. 

 



 

 

 

Aufstellung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien des 
Regionalplans Südhessen und des Regionalen Flächennutzungs-
plans für das Gebiet des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain 

hier: Beteiligung der Öffentlichkeit und der in ihren Belangen  
  berührten öffentlichen Stellen nach § 6 Abs. 2 und 3 HLPG in  
  Verbindung mit § 10 ROG 
 Ihr Schreiben vom 17.01.2014, hier am 19.02.2014 eingegangen, 
  AZ: III 31.1-93d38/03(17) 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit vorbezeichnetem Schreiben haben Sie uns den „Sachlichen Teilplan Erneuerbare 

Energien“ des Regionalplans Südhessen zur Stellungnahme zugesandt. Im 

Folgenden werden wir zu den Vorranggebieten für Windenergienutzung eine 

Stellungnahme abgeben. Da die Energieerzeugungsformen Bioenergie, 

Solarenergie, Geothermie sowie Wasserkraft zum Teil regionalplanerisch nicht 

flächenrelevant sind, oder nach durchgeführter Einzelfallprüfung spezialgesetzlicher 

Verfahren unter Berücksichtigung der textlich festgelegten Grundsätze des 

„Sachlichen Teilplans“ bedürfen, wird zu diesen Teilen keine weitergehende 

Stellungnahme abgegeben, sondern es wird begrüßt, dass alle erneuerbaren 

Energieformen Eingang in die Landesplanung gefunden haben. 

Bereits bei der Aufstellung des „Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar“ hatten 

wir zum Thema „Windenergie“ Stellung bezogen. 

 

   B-61-e/js  Jutta Scheurich   412 14-297 
   
Jutta.scheurich@bensheim.de  09.04.2014 

Regierungspräsidium Darmstadt 
Geschäftsstelle der Regionalversammlung 
Südhessen 
Wilhelminenstraße 1-3 
64283 Darmstadt 
 

 

 

Stadtplanung 
Rathaus 
Kirchbergstraße 18   
64625 Bensheim 
Telefon 06251/14-0 
Telefax 06251/14-103 
http://www.bensheim.de 
stadtplanung@bensheim.de 

 

Der Magistrat 

 



Was die im „Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien“ dargestellte Fläche im 

Bereich „Knodener Kopf/Haurod“ (Vorranggebiet Nummer 237) anbelangt 

wiederholen wir unsere Anregungen hierzu wie folgt: 

Grundsätzlich steht die Stadt Bensheim der Nutzung der Windenergie positiv 

gegenüber. Die nachfolgenden Ausführungen sind deshalb im Sinne konstruktiver 

Anregungen zu verstehen. Sie sollen zur Sicherung und nicht zur Verhinderung der 

Planung beitragen. 

In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich begrüßt, dass die Naturraumeinheit 

Bergstraße, erweitert bis zu den ersten Bergketten des Odenwaldes, von 

Vorranggebieten für Windenergienutzung freigehalten werden soll. 

Weithin sichtbare Erhebungen wie der Melibokus, der eine Landmarke an der 

Bergstraße ist, sind nicht als Standort für Windräder geeignet. Das Landschaftsbild 

der Bergstraße wäre hier erheblich beeinträchtigt. 

Für das im Entwurf des Sachlichen Teilplans enthaltene Gebiet „Knodener 

Kopf/Haurod“ wird angeregt, im Rahmen der Anlage und Unterhaltung der Forstwege 

die Nutzbarkeit als Zuwegung für den Transport von Windkraftanlagen zu den 

möglichen Standorten zu berücksichtigen, um so zusätzliche Rodungen im Rahmen 

des Baus nach Möglichkeit vermeiden zu können. Die vorsorgliche Zuwegung sollte 

so angelegt werden, dass wertvolle Waldbestände vermieden werden und 

berücksichtigt wird, dass auf Bensheimer Gemarkung topografisch zum Teil 

schwierige Geländeverhältnisse vorliegen (steile Böschungen). 

Bei der Energiegewinnung durch Biomasse werden nur Anlagen für eine 

flächenneutrale Energiegewinnung zugelassen (Bioabfall, Restholz, Gülle u. ä.). 

Anlagen für die flächenrelevante Energiegewinnung (Pflanzenanbau auf 

landwirtschaftlichen Flächen) werden abgelehnt. 

Weitergehende Anregungen oder Bedenken werden zur Zeit nicht vorgebracht. 

Diese bleiben dem weiteren Verfahren im Zuge der zweiten abschließenden 

Offenlage vorbehalten. 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Helmut Sachwitz 
Erster Stadtrat 
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mmiitt  sseeiinneenn  OOrrttsstteeiilleenn    GGrraass--EElllleennbbaacchh,,  

HHaammmmeellbbaacchh,,  LLiittzzeellbbaacchh,,  SScchhaarrbbaacchh,,  WWaahhlleenn  

 
GEMEINDEVORSTAND DER GEMEINDE GRASELLENBACH, SCHULSTR. 1, 64689 GRASELLENBACH 

 

 

Regierungspräsidium Darmstadt 

Geschäftsstelle der REgionalversammlung 

Südhessen; Abteilung III 

Wilhelminenstraße 1 - 3 

64278 Darmstadt 

  
 

 
IIhhrr  ZZeeiicchheenn::    IIhhrree  NNaacchhrriicchhtt  vvoomm::      UUnnsseerr  ZZeeiicchheenn::    DDaattuumm::  

III 31.1 – 93 d  17.01.2014   613.28 / bgm.-da  24.04.2014 

38/03 (17) 

 

Stellungnahme der Gemeinde Grasellenbach zum vorgelegten Teilplanentwurf 

'erneuerbare Energien' des Reg.Plans Südhessen 

hier: Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange gemäß Ihrem 

Schreiben vom 17.01.2014      

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die vorgelegten Planunterlagen wurden in den gemeindlichen Gremien eingehend beraten und 

hinsichtlich der Stellungnahmen zum gemeinsamen Flächennutzungsplan des 

Odenwaldkreises (östliche Nachbargrenze der Gemeinde Grasellenbach) sowie unter 

Berücksichtigung der Stellungnahmen der Gemeinde Fürth und Wald-Michelbach (vgl. deren 

Stellungnahmen vom 02.04.2014 und 01.04.2014) bewertet. 

 

Folgende Anregungen und Bedenken wurden durch die Gremien beschlossen: 

 

1. Die Gemeinde Grasellenbach nimmt nur Stellung zum Thema „Windenergie“ und den 

damit im sachlichen Teilplan vorgesehenen Vorrangflächen  

 

2. Die Gemeinde Grasellenbach ist unmittelbar von folgenden Vorrangflächen betroffen: 

 

a. Fläche Nr. 39 Fläche östlich der Gemeinde Grasellenbach, Großteils in der 

Gemarkung Mossautal, Odenwaldkreis befindlich 

b. Fläche Nr. 288, Fläche in den Gemarkungen der Gemeinde Rimbach, Fürth 

und Grasellenbach OT Hammelbach 

c. Fläche Nr. 288 a in der Gemarkung der Gemeinde Fürth 

d. Fläche Nr. 294 in der Gemarkung Grasellenbach und Fürth 

Bearbeiter:  

Durchwahl:  

Bgm. Röth 

06253 / 9494-12 

buergermeister@gemeinde-grasellenbach.de 

Fax: 06253-21026 

www.grasellenbach.de 

 

http://www.grasellenbach.de/
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Zu a. Die Fläche Nr. 39 war bislang nicht im Flächennutzungsplan des Odenwaldkreises 

enthalten und ist daher bei der Planung der kreisangehörigen Gemeinden im 

Odenwaldkreis nicht berücksichtigt worden. Das Ausweisungsverfahren des 

gemeinsamen Flächennutzungsplans im Odenwaldkreis wurde auch aus Sicht der 

benachbarten Gemeinden im Kreis Bergstraße für zielführend erachtet und im Rahmen 

der Beteiligung bewertet. Die Gemeinde Grasellenbach lehnt die Fläche Nr. 39 daher 

vollständig ab, da diese Fläche nicht der Willensbildung der Gemeinde im 

Odenwaldkreis entsprach und in deren FNP-Entwurf nicht enthalten war. Im übrigen 

verweisen wir darauf, dass die Fläche Nr. 294 eine gemeinsame Vorrangfläche für 

Windenergienutzung mit der Gemeinde Fürth vorsieht, so dass eine „Einkreisung“ der 

Gemeinde von 3 Himmelsrichtungen nicht akzeptabel ist. Wir weisen die Fläche Nr. 

39 ebenso aus Gründen des Landschaftsbildes zurück. Die Windenergie stellt durch 

die „Windräder“ eine erhebliche Veränderung des Landschaftsbildes dar, so dass die 

Anzahl der Vorrangflächen insbesondere in der Mitte und in der östlichen 

Odenwaldregion angemessen zu verteilen ist, um eine „Verspargelung der Landschaft“ 

zu verhindern. 

 

Im übrigen haben sich die kommunalen Gremien die Frage gestellt, weshalb man bei 

der Erstellung des sachlichen Teilplans den Planungsstand des Flächennutzungsplans 

im Odenwaldkreis für die Windenergie nicht übernommen hat. Immerhin hat dieser 

Plan unserer Gemeinde schon zwei Mal zur Stellungnahme vorgelegen und dürfte 

daher zumindest für den Odenwaldkreis und die dortigen Gemeinden einiges an 

politischem Gewicht besitzen, so dass die offensichtliche Ermangelung der 

ausreichenden Berücksichtigung nicht nur zur Kritik, sondern auch zur inhaltlichen 

Stärkung der Planung der Gemeinden im Odenwaldkreis führt, indem nunmehr die 

Fläche Nr. 39 abgelehnt wird. 

 

Zu b. Die Fläche Nr. 288 in den gemeindeübergreifenden Gemarkungen der Gemeinden 

Rimbach, Fürth und Grasellenbach hat insbesondere für die Gemeinde Grasellenbach 

zu einer ablehnenden Haltung aus landschaftsbildprägenden Gründen geführt. Der 

Trommhöhenrücken, der von Hammelbach in südlicher Richtung bis nach Wald-

Michelbach führt, ist der zentrale „Bergrücken“ des Überwaldes und ist insgesamt 

wegen seiner Höhenentwicklung „überragend“ für das Weschnitztal und die 

Reliefsituation des mittleren Odenwaldes zwischen Odenwaldkreis und Kreis 

Bergstraße. Die überaus weiterkennbare Situation des Trommmassivs aus den 

Gründen des Landschaftsbildes und des Tourismus scheinen gegenüber der 

Windenergienutzung auf dieser Fläche für die Gemeinde Grasellenbach 

unverhältnismäßig beeinträchtigt. Die Gemeinde Grasellenbach ist an einer 

Realisierung von Windrädern innerhalb des Gemeindegebiets auf dieser Fläche nicht 

interessiert, zumal die Bürgerschaft sehr eindeutig diese Fläche abgelehnt hat. 

 

Zu c. Die Fläche Nr. 288 a wird von der Gemeinde Grasellenbach gleichfalls abgelehnt. Wir 

erkennen hierbei durchaus an, dass diese Fläche ausschließlich innerhalb der 

Gemeinde Fürth befindlich ist. Für die Gemeinde Grasellenbach ist die Situation des 

Brombacher Tales und des Landschaftsbildes in diesem Bereich besonders 

schützenswert. Die Gemeinde ist bei der weitergehenden Bewertung der Fläche 288 a 

zur Erkenntnis gelangt, dass die Abstände der Vorrangfläche mit der 

Wohnhausbebauung im Ortsteil Brombach kollidieren. Die Gemeinde Fürth hat in 

ihrer Stellungnahme auf gleichgelagerte Abstandprobleme auch mit eigenen 

Bauleitplanungen hingewiesen. Wir schließen uns, obwohl die Abstandsproblematik 

die Gemeinde Grasellenbach nicht betrifft, der Stellungnahme der Gemeinde Fürth 

inhaltlich ergänzend an, indem wir die Streichung dieser Fläche fordern. 
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Zu d. Die Fläche Nr. 294 wird von der Gemeinde Grasellenbach insoweit zustimmend zur 

Kenntnis genommen, um dem Energiewandel mit einer ausreichend großen Fläche für 

Windenergienutzung auch in der „eigenen“ Gemeinde Rechnung zu tragen. 

Abstandsflächenprobleme der Fläche mit bestehenden Planungen der Gemeinde Fürth 

sind im Rahmen der Stellungnahme von Fürth vorgetragen worden, so dass wir die 

Korrektur der Vorrangfläche  hinsichtlich der Abstände mit den Fürther Planungen 

unterstützen. 

 

Inwieweit eine Verbindung der Fläche 294 mit der Fläche 112 a sinnvoll auch in 

Hinblick auf die Situation der Nachbargemeinde Mossautal ist, bleibt von der 

Gemeinde Grasellenbach unberücksichtigt.  

 

Wir bitten jedoch darum, dass die Abstände der Fläche Nr. 294 zu den 

Einzelhausbebauungen im Gaßbachtal bzw. im Norden vom OT Gras-Ellenbach 

geprüft werden, inwieweit hier sich ein Konfliktpotential ergeben könnte, welches in 

einem konkreten Umsetzungsfall eine kontraproduktive Wirkung entfalten würde. 

 

Insgesamt lässt sich an der Ausweisung von Vorrangflächen im Bereich des Odenwaldes – 

wie schon ausgeführt – erkennen, dass die Häufigkeit von Vorrangflächen im Osten des 

Kreises Bergstraße und im Odenwaldkreis stark zunimmt, was mit den topografischen 

Bedingungen leicht erklärbar ist. Umso mehr gilt es an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass 

der Odenwald gerade aus den Gründen des Natur- und Landschaftsbildschutzes nicht zum 

Vorbild einer ausgedehnten Verspargelung werden darf. Deshalb ist es sinnvoller die 

Vorrangflächen auf ein „ausreichendes“ und in jedem Fall geringeres Maß zu begrenzen als 

der Anzahl, die im vorgelegten Planentwurf vorhanden ist. Die Stellungnahme der Gemeinde 

Wald-Michelbach hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit von Gemeindegröße und 

Vorrangflächen ist sicherlich hierbei auch in analoger Weise auf den gesamten Odenwald 

insgesamt zu beziehen, so dass die Forderung hier sein muss: 

 

Der Odenwald kann mit einer verdichteten Ausweisung von Vorrangflächen die propagierten 

2 % der Landesfläche auch nicht herbeizaubern und ist im Übrigen bislang dem Land 

ohnedies bei Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes immer besonders „lieb und teuer“ 

erachtet worden, so dass Gewerbe- und Bauangelegenheiten bei den Trägern öffentlicher 

Belange eher zurückhaltend bewertet worden sind.  

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
 

 

Röth, Bürgermeister 
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Schierz, Corinna

Von: Hilsheimer, Arno [a.hilsheimer@gross-rohrheim.de]
Gesendet: Freitag, 25. April 2014 11:07
An: Schierz, Corinna
Betreff:  Aufstellung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien des Regionalplans 

Südhessen und des Regionalen Flächennutzungsplans für das Gebiet des 
Regionalverbandes FrankfurtRheinMain; Stellungnahme der Städte und 
Gemeinden

Sehr geehrte Frau Schierz, 
 
da die Gemeindevertretung der Gemeinde Groß-Rohrheim in ihrer Sitzung vom 10.April 2014 
beschlossen hat, zu dem o.g. Teilplan keine Stellungnahme abzugeben, melde ich  
Fehlanzeige. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Diplom-Verwaltungswirt (FH) 
Arno Hilsheimer 
Haupt- und Personalamtsleiter 
  
Der Gemeindevorstand  
der Gemeinde Groß-Rohrheim 
Rheinstraße 14 
68649 Groß-Rohrheim 
Tel.: 06245 9077715 
Fax: 06245 9077727 
 



Kreisstadt Heppenheim
Der Magistrat

Großer Markt 1, 64646 Heppenheim

Vorlage-Nr.: 2014-0131
Bauen + Umwelt

Az: 60-610 IVlKn/hg
Datum: 02.04.2014

Beschlussvorlage

Aufstellung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien des Regionalplans Südhessen
(RPS); hier: Beteiligung der Öffentlichkeit und der in ihren Belangen berührten öffentlichen
Stellen nach §6 Abs. 2 und 3 Hess. Landesplanungsgesetz (HLPG) in Verbindung mit § 10
Raumordnungsgesetz (ROG)

Beratungsfolge:

am Status

Magistrat ~.~.1()~~ nicht öffentlich

Bau-. Umwelt- und Stadtentwicklungsausschuss <S .Y.. 2.<J~ öffentlich

Haupt-. Finanz- und Wirtschaftsförderungsausschuss 2. t:\ . ~ . 2.Q l\LI. öffentlich

Stadtverordnetenversammlung 5.{g.L,~ öffentlich

Finanzielle Auswirkungen:

Produktsachkonto:

Verfügbare Mittel:

Finanzhaushalt:

Ergebnishaushalt:

Erläuterung

Gesamtausgaben:

Folgekosten:

Beschlussvorschlag:

Die Kreisstadt Heppenheim nimmt zum Entwurf 2013 des Sachlichen Teilplans Erneuerbare
Energien des Regionalplans Südhessen (RPS) wie folgt Stellung:

Zu Teilkarte 3 und Flächensteckbriefe:

Das hier dargestellte Vorranggebiet für Windenergienutzung Nr. 290 wird abgelehnt.

Begründung:

Eine Realisierung von Windkraftanlagen in diesem Bereich beeinträchtigt erheblich das
Landschaftsbild . Ferner sind artenschutzrechtliche Konflikte mit ziemlicher Sicherheit zu erwarten
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(mittleres Konfliktpotential gern. der vorgenommenen Strategischen Umweltprüfung (SUP». Auch
ist eine Erschließung dieser Fläche nur mit erheblichem Aufwand zu realisieren. Negative
Wirkungen auf Erholungssuchende, Tourismus usw. sind aufgrund der exponierten Lage und
Sichtbarkeit - auch mit Blick auf die benachbarten Städte und Gemeinden - nicht auszuschließen.
Im Übrigen dürfte auch der 1.000 rn-Mindestabstand zum Siedlungsbereich der Gemeinde
Laudenbach nicht eingehalten sein. Generell sollten Vorranggebiete für die Windenergienutzung
sich dort wiederfinden, wo das Landschaftsbild nicht übermäßig negativ beeinflusst wird.

Begründung:

Am 17.10.2011 ist der Regionalplan Süd hessen (RPS) 2010 in Kraft getreten. Er enthält keine
Vorranggebiete für Windenergienutzung. Die Genehmigung des RPS 2010 war daher mit der
Maßgabe verbunden, den Vorgaben des Landesentwicklungsplanes (LEP) Hessen 2000
Rechnung zu tragen und einen sachlichen Teilplan zur Windenergienutzung nachzureichen. Hierzu
folgte zunächst am 17.12.2010 der entsprechende Aufstellungsbeschluss durch die
Regionalversammlung Südhessen (RVS), der mit Beschluss vom 15.05.2012 um alle übrigen
emeuerbaren Energien zum Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien erweitert wurde.

Der nun in der ersten Beteiligungsstufe vom Regierungspräsidium Darmstadt als Geschäftsstelle
der RVS am 17.01.2014 vorgelegte Entwurf des Sachlichen Teilplans Emeuerbare Energien legt
Vorranggebiete für Windenergienutzung mit Ausschlusswirkung (für andere raumbedeutsame
Nutzungen) fest und trifft weitere Festlegungen zu Solarenergie, Bioenergie, Geothermie und
Wasserkraft. Er baut auf den Ergebnissen des Hessischen Energiegipfels 2011 auf.

Für diese vorgenannten Bereiche legt der Sachliche Teilplan Emeuerbare Energien unter
Beachtung der LEP 2000-Ziele Grundsätze fest. Geothermie und Wasserkraft sind in der Regel
keine flächenrelevanten Energieformen. Für die Bereiche Solarenergie und Bioenergie legt der
Sachliche Teilplan in Grundsätzen fest, in welchen Raumnutzungskategorien regionalplanerisch
raum bedeutsame Anlagen bevorzugt und in welchen sie nur unter bestimmten Voraussetzungen
nach Einzelfallprüfungen oder gar nicht errichtet werden sollen. Flächenfestlegungen im Sinne von
Vorranggebieten oder Vorbehaltsgebieten für Solarenergie, Bioenergie, Wasserkraft oder
Geothermie trifft der Sachliche Teilplan nicht.

Insofem steht die Windenergie im Fokus der nachstehenden Ausführungen:

Soweit im Sachlichen Teilplan Vorranggebiete für die Windenergienutzung festgelegt werden, die
zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten für raumbedeutsame Maßnahmen und Nutzungen
haben, bedeutet dies, dass die Windenergieanlagen an anderer Stelle im Planungsraum
ausgeschlossen sind.

Der Planungsprozess zur Ermittlung von Vorranggebieten für Windenergienutzung ist dem als
Anlage 1 beigefügten Ablaufschema zu entnehmen. Ebenso als Anlagen sind die drei
Kriterienkataloge beigefügt (Anlagen 2,3, und 4). Aus dem Ablaufschema wird deutlich, dass wir
uns in der ersten Stufe eines Planungsprozesses befinden.

Als vorläufiges Ergebnis der bisherigen Untersuchungen ist für Heppenheim das Vorranggebiet Nr.
290 (vgl. Flächensteckbrief - Anlage 5) ermittelt worden.

Aufgrund der Ermittlungskriterien ist die Darstellung dieses Vorranggebietes zunächst
nachvollziehbar. Dennoch zeigt bereits der Flächensteckbrief selbst den Konflikt bei dieser Fläche
auf: In der Charakteristik ist von einem beliebten und bekannten Erholungsgebiet die Rede,
andererseits stuft die Sichtbarkeitsanalyse 36,7 ha des Vorranggebietes als hoch und 18.3 ha
sogar als sehr hoch ein. In der Tat ist diese Fläche als sehr exponiert zu betrachten; im Falle einer
Errichtung von Windkraftanlagen (WKA) wäre mit erheblichen negativen Auswirkungen auf das
Landschaftsbild der Bergstraße bzw. des Vorderen Odenwaldes zu rechnen.



Seite 3 von 3

Zudem liegt auch die Bewertung des Gesamt-Konfliktpotentials beim Artenschutz für die
gesamten, dargestellten 73,20 ha bei einer mittleren Einschätzung.

Die derzeitige Beschlusslage der städtischen Gremien sieht eine Fläche für Windkraftanlagen am
.Kesselberq" vor (vgl. Anlage 6). Diese liegt innerhalb des FFH-Gebietes .Buchenwälder des
Vorderen Odenwaldes". Da aber im vorliegenden Entwurf des Sachlichen Teilplans im
Regierungsbezirk Darmstadt außerhalb des Regionalverbandsgebietes die Natura 2000-Gebiete
(dazu gehört das bezeichnete FFH-Gebiet) zunächst ausgeschlossen wurden, findet der
Kesselberg hier (derzeit) keine Darstellung. Erst wenn absehbar ist, dass das Ziel des Hess.
Energiegipfels 2011, zwei Prozent der Landesfläche als Vorranggebiete für die Windenergie mit
Ausschluss des übrigen Raumes in den Regionalplänen festzulegen, nicht erreicht werden kann,
werden im weiteren Aufstellungsverfahren des Sachlichen Teilplans Flächen innerhalb der Natura
2000-Gebiete im Einzelfall geprüft.

Das im vorliegenden Entwurf des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien festgelegte
Vorranggebiet für Windenergienutzung Nr. 290 sollte abgelehnt werden, da bei einer Realisierung
von Windkraftanlagen in diesem Bereich das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigt würde.
Ferner sind artenschutzrechtliche Konflikte mit ziemlicher Sicherheit zu erwarten (mittleres
Konfliktpotential gern. der vorgenommenen Strategischen Umweltprüfung (SUP». Ferner wäre
eine Erschließung dieser Fläche nur mit erheblichem Aufwand zu realisieren. Negative Wirkungen
auf Erholungssuchende, Tourismus usw. sind aufgrund der exponierten Lage und Sichtbarkeit-
auch mit Blick auf die benachbarten Städte und Gemeinden - nicht auszuschließen. Im Übrigen
dürfte auch der 1.000 rn-Mindestabstand zum Siedlungsbereich der Gemeinde Laudenbach nicht
eingehalten sein. Generell sollten Vorranggebiete für die Windenergienutzung sich dort
wiederfinden, wo das Landschaftsbild nicht übermäßig negativ beeinflusst wird.

Um Zustimmung zum Beschlussvorschlag wird daher gebeten.

Anlagen:
1. Ablaufschema;
2.,3.,4. Kriterienkataloge;
5. Flächensteckbrief;
6. Fläche Kesselberg
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Für Rückfragen und weitere Informationen steht Ihnen das Planungsbüro 3P Energieplan, Viernheim unter 
06204/989‐340 oder info@3pep.de gerne zur Verfügung. Selbstverständlich können Sie sich auch stets an 
mich wenden. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Rainer Sens 
Bürgermeister 

 

Wir nehmen Bezug auf den gleichlautenden Antrag der Stadt Neckarsteinach vom 10. April 2014: 

Anlage 1: Lageplan der Potentialfläche Greiner Eck 

Anlage 2: FFH‐Verträglichkeitsuntersuchung 

Anlage 3: Stellungnahme RP Darmstadt, V 53.1 Naturschutz 

Anlage 4: Stellungnahme Landratsamt Rhein‐Neckar, Amt für Landwirtschaft und Naturschutz 

 

Anlage dieses Briefes: 

Anlage 5: Protokollausschnitt aus der Stadtverordnetenversammlung‐Sitzung vom 14. April 2014 



 

A
n

la
g

e
 1

 
L

a
g

e
p
la

n
 d

e
r 

P
o
te

n
ti
a

lf
lä

c
h

e
 „

G
re

in
e
r 

E
c
k
“ 
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Vereinbarung (gleitende Arbeitszeiten!)   Sparkasse Starkenburg BIC: HELADEF1HEP 

IBAN: DE85 5095 1469 0009 0001 42 
      Volksbank Neckartal eG BIC: GENODE61NGD 

IBAN: DE13 6729 1700 0023 4410 04 
       Postbank Frankfurt/M.  BIC: PBNKDEFF 

IBAN: DE88 5001 0060 0019 5536 03 
   
 

 

 

 

Der Magistrat  
der Stadt 

 Neckarsteinach  
 

 
Der Magistrat der Stadt Neckarsteinach  
Postfach 11 08 – 69235 Neckarsteinach 
 

 

  
Einschreiben mit Rückschein 
 
Regierungspräsidium Darmstadt 
Abteilung III  
64278 Darmstadt 
   
  
  

 B ü r g e r m e i s t e r  
  

Sachbearbeiter: Herold Pfeifer 
Telefon: 06229 / 9200 - 10 
Telefax: 06229 / 9200 - 19 
E-mail: herold.pfeifer@neckarsteinach.de 

  
Aktenzeichen: 630.87 - Pf 
Datum: 10.04.2014 

 
 
 
 
Sachlicher Teilplan Erneuerbare Energien (TPEE)  
hier: Antrag auf Aufnahme der Potentialfläche Grein er Eck als Vorranggebiet 
für Windenergienutzung      
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Lilje, 
 
Die Potentialfläche „Greiner Eck Hirschhorn/Neckarsteinach“ (Anlage 1) ist im 
aktuellen Regionalplan Südhessen 2010 als Vorranggebiet für Natur und Landschaft 
ausgewiesen. Sie liegt im Bereich des FFH-Gebietes 6519-304 „Odenwald bei 
Hirschhorn“ und wurde somit bei der regionalplanerischen Ausweisung gemäß 
Darstellung im Teilplan 3 des offengelegten Sachlichen Teilplan Erneuerbare 
Energien zunächst nicht als Vorranggebiet für Windenergienutzung berücksichtigt.  
  
Ausführliche Planungen und Untersuchungen zur möglichen Eignung der 
Potentialfläche Greiner Eck als Vorranggebiet für Windenergienutzung zeigen auf, 
dass dieser Bereich gute Voraussetzungen für die Windenergienutzung bietet. Dies 
betrifft sowohl die Windhöffigkeit, die Zuwegung und Energieableitung als auch die 
naturschutzfachlichen Belange. Vorsorglich wurde zur Prüfung der Verträglichkeit 
des Vorhabens mit den Schutzzielen der umliegenden FFH-Gebiete in Hessen und 
Baden-Württemberg  eine FFH-Verträglichkeitsuntersuchung (FFH-VU) durchgeführt.  
 
Als Anlage liegen die FFH-VU der Planungsgruppe Natur und Landschaft (Anlage 2) 
sowie die Prüfergebnisse, der für Hessen und Baden-Württemberg zuständigen 
Behörden (Anlagen 3 und 4), bei. Laut deren Aussagen führen die Planungen, weder  
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Donnerstag von 14.00 bis 17.00 Uhr oder nach   
Vereinbarung (gleitende Arbeitszeiten!)   Sparkasse Starkenburg BIC: HELADEF1HEP 

IBAN: DE85 5095 1469 0009 0001 42 
      Volksbank Neckartal eG BIC: GENODE61NGD 

IBAN: DE13 6729 1700 0023 4410 04 
       Postbank Frankfurt/M.  BIC: PBNKDEFF 

IBAN: DE88 5001 0060 0019 5536 03 
 

2
 
bei indirekt betroffenen, noch bei direkt betroffenen FFH-Gebieten zu erheblichen 
Beeinträchtigungen der Schutz- und Erhaltungsziele. 
 
Aus diesen Gründen beantragt die Stadt Neckarsteinach die Aufnahme der 
Potentialfläche Greiner Eck auf den Gemarkungen Langenthal und Grein der Städte 
Hirschhorn und Neckarsteinach (Anlage 1) als Vorrangfläche für Windenergienutzung 
in den Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien. 
 
Für Rückfragen und weitere Informationen steht Ihnen das Planungsbüro 3P 
Energieplan, Viernheim unter 06204/989-340 oder info@3pep.de gerne zur 
Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Herold Pfeifer 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 1: Lageplan der Potentialfläche Greiner Eck  
Anlage 2: FFH-Verträglichkeitsuntersuchung  
Anlage 3: Stellungnahme RP Darmstadt, V 53.1 Naturschutz  
Anlage 4: Stellungnahme Landratsamt Rhein-Neckar, Amt für Landwirtschaft und 
                Naturschutz 



Von: Werner Röth
An: Schierz, Corinna
Cc: Buergermeister
Thema: Aufstellung des Sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien des Regionalplans Südhessen und des

Regionalen Flächennutzungsplans für das Gebiet des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain;
Stellungnahme der Städte und Gemeinden

Datum: Donnerstag, 17. April 2014 08:20:56
Anlagen: image001.png

Sehr geehrte Frau Schierz,
aufgrund des Beschlusses der Gemeindevertretung vom 25.03.2014 teilen wir mit, dass die
Gemeinde Rimbach keine Stellungnahme zum sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien
abgeben wird.
 
Freundliche Grüße
 
Werner Röth
Bau- und Umweltamt
Gemeinde Rimbach

Postanschrift:         Rathausstraße 1, 64668 Rimbach
Telefon:                  06253-809-65
Telefax:                  06253-809-69
E-Mail-Adresse:     w.roeth@rimbach-odw.de 
Internetseite:         http://www.rimbach-odw.de

 
Diese E-Mail sowie alle mit ihr übertragenen Dateien sind vertraulichen Inhalts und ausschließlich für den Gebrauch
durch die Person oder die Organisation bestimmt, an welche sie adressiert wurden. Sofern Sie nicht die benannte
Empfängerin bzw. der benannte Empfänger sind, sollten Sie diese E-Mail weder verteilen, noch weiterleiten oder
kopieren. Haftungsausschluss: Der Austausch von Nachrichten mit der Gemeindeverwaltung Rimbach via E-Mail dient
ausschließlich Informationszwecken. Eine per E-Mail abgegebene Erklärung ist für die Gemeindeverwaltung Rimbach
rechtsgeschäftlich nur dann verbindlich, wenn sie von ihr ausdrücklich durch einen Geschäftsbrief in Papierform
bestätigt wird. Die Versendung von E-Mails an die Gemeindeverwaltung Rimbach hat keine fristwahrende Wirkung.

P Bitte prüfen Sie, ob das Ausdrucken dieser Mail wirklich erforderlich ist.

 

mailto:W.Roeth@rimbach-odw.de
mailto:Corinna.Schierz@kreis-bergstrasse.de
mailto:buergermeister@rimbach-odw.de
mailto:w.roeth@rimbach-odw.de
http://www.rimbach-odw.de/
http://www.rimbach-odw.de/






Von: Brouer, Sandra
An: Schierz, Corinna
Thema: Stellungnahme der Stadt Viernheim zum Teilplan Windenergie
Datum: Dienstag, 8. April 2014 11:41:52

Hallo Corinna,
 
der Magistrat der Stadt Viernheim hat gestern in seiner Sitzung folgende Stellungnahme zum
sachlichen Teilplan Erneuerbare Energien des Regionalplans Südhessen beschlossen:
 
Die Stadt Viernheim begrüßt den Entwurf des sachlichen Teilplans Erneuerbare Energien als wichtigen
Beitrag zur Förderung der Energiewende in unserer Region. Die gesamträumliche Steuerung von
regionalbedeutsamen Windenergieanlagen in Südhessen findet unsere Zustimmung ebenso die
festgelegten Grundsätze für die Solarenergie, Bioenergie sowie die sonstigen erneuerbaren Energien.
Zur Bioenergie regen wir als zusätzlichen klarstellenden Grundsatz bzw. als Ergänzung an: Erzeugte
Nahrungsmittel sollen nicht als Biomasse für energetische Zwecke genutzt werden.
 
Die methodische Vorgehensweise zur Ausweisung der Vorranggebiete für Windenergienutzung ist
nachvollziehbar. Aufgrund der Vielzahl von vorhandenen Restriktionen sind für die Gemarkung
Viernheims keine Vorranggebiete vorgesehen. Diese Einschätzung hinsichtlich der
regionalbedeutsamen Nutzbarkeit unseres Gebietes für Windenergie wird von der Stadt Viernheim
geteilt.
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen
i. A. Sandra Brouër
_______________________________________
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